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Berlin, 21. Februar 2025 

Bilanz der 20. Legislaturperiode für den Schienengüterverkehr 
Einordnung des Verbands DIE GÜTERBAHNEN 
 
Die Bundestagswahl am 27. September 2021 endet mit einem überraschenden Vor-
sprung der SPD vor den anderen Parteien: 
 

 
 
Zwar wird noch ein paar Tage über ein Jamaika-Bündnis (CDU/GRÜNE/FDP) gesprochen, 
sehr schnell verdichten sich jedoch die Gespräche in Richtung einer „Ampel“ 
(SPD/GRÜNE/FDP), die bereits nach zwei Wochen ein Sondierungspapier vorstellt, in ge-
meinsame Koalitionsgespräche einsteigt (über die fast nichts nach außen dringt) und die 
mit einem knapp 180-seitigen Koalitionsvertrag am 08. Dezember 2021 erfolgreich ab-
geschlossen werden. Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) schlägt Dr. Volker Wissing (seiner-
zeit FDP) als Digital- und Verkehrs-, Christian Lindner (FDP) als Finanzminister sowie Ro-
bert Habeck (GRÜNE) als Minister für Wirtschaft für Klimaschutz vor.  
 
Markenzeichen der Koalition werden Kontroversen um politische Vorhaben, die häufig 
bekannten politkulturellen Bruchlinien folgen und den Gesamteindruck einer jenseits der 
Krisenbewältigung zerstrittenen Koalition entstehen lassen, was Politikverdrossenheit 
fördert. Insbesondere die in mehrfacher Folge schwach in Wahlen abschneidende und in-
tern besonders unter Druck stehende FDP versucht vielfach, ihr Überleben durch Profil-
schärfung, zunehmend auch zu Lasten ihrer Koalitionspartner, zu sichern.  
 
Der Einsturz einer mühsam aufgebauten Finanzierungskulisse für kostenintensive Vorha-
ben durch das von der Union angestrengte KTF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
Ende 2023 verschärfte die – meist finanzpolitisch relevanten – Kontroversen. 
 
Der Koalitionsvertrag und die beginnende Regierungszeit waren aber schon durch die 
auslaufende und zunehmend kontrovers beurteilte Corona-Krise, den russischen Überfall 
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auf die Ukraine samt Energieunsicherheit und Inflation, die Klimakrise, Budgetzwänge 
und vor allem den rapide wachsenden Populismus überschattet. Die beispiellosen Über-
schwemmungen an Ahr, Erft und auch im Süden und Osten der Republik infolge extremer 
Niederschläge, die nach drei Trockenjahren und mitten im Wahlkampf 2021 183 Tote 
und Schäden von 33 Milliarden Euro verursachten, waren trotz der kurzzeitig hohen Auf-
merksamkeit für potenzielle künftige Klimaschäden nicht handlungsleitend für die neue 
Koalition. Die ab dem Herbst 2022 schwächelnde Wirtschaft und die politische Debatte 
über Migration und den Umgang mit dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine be-
stimmten die politische Agenda immer stärker. 
 
Die dabei eher in den Hintergrund tretende Verkehrspolitik (und damit zusammenhän-
gende Politikfelder, insbesondere im Bereich Umwelt, Wirtschaft und Arbeit) ist schon 
viele Jahrzehnte ein umstrittenes Politikfeld. Während Bündnis 90/DIE GRÜNEN eine 
„Verkehrswende“ fordern, lehnt die FDP veränderte Prioritäten ab und innerhalb der SPD 
finden sich große konzeptionelle Bandbreiten mit geringer Bereitschaft zur Prioritätenver-
schiebung. Im Ergebnis wurden verkehrspolitische Themen tendenziell kontrovers inner-
halb der Koalition diskutiert.  
 
Etwaige Stolpersteine für die FDP, wie ein Pkw-Tempolimit auf Autobahnen oder auch nur 
der Begriff der „Verkehrswende“ wurden vor Beginn der Koalitionsverhandlungen von 
GRÜNEN und SPD aufgegeben. Dafür fällt die vergleichsweise tiefgehende Programmatik 
für die Stärkung der Schiene und der nicht-motorisierten Verkehre im Koalitionsvertrag 
auf, wohingegen die meisten der kurz nach Regierungsbildung vor allem von der FDP ge-
starteten Debatten (insb. zur Zukunft des Verbrenner-Aus, zur Verbindlichkeit der Klima-
ziele des Verkehrssektors und zum – beschleunigten – Autobahnausbau) im Koalitions-
vertrag nicht vorgesehen waren bzw. grundsätzlichen Vereinbarungen widersprachen 
oder sie in Frage stellten.  
 
Der Gesamtüberblick über die Umsetzung vereinbarter Vorhaben sowie der Umgang mit 
nicht vorbesprochenen Themen zeigt, dass die Ampel-Koalition in ihren drei Jahren den 
bisherigen verkehrspolitischen Kurs mit wenigen Ausnahmen beibehalten hat. Die fol-
gende Auswertung betrachtet die Themen aus güterverkehrspolitischer Perspektive, wo-
bei sehr viele Themen (insbesondere Infrastruktur und Klimaschutz) natürlich auch für 
den Personenverkehr relevant sind. Zu sehen sind diese Ausführungen stets im Kontext 
der „Prognoseverliebtheit“ des Bundesverkehrsministers. Dieser hatte immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass Prognosen seines Ministeriums ergeben, dass der Schienengüter-
verkehr zwar bis 2050 stark wachsen wird, der Lkw-Verkehr auf der Straße jedoch eben-
falls. Diese Prognosen kamen allerdings zustande, indem die bisherige Verkehrspolitik, 
die wenig für die Schiene übrighatte, schlicht hochskaliert wurde – das Ergebnis ist somit 
wenig überraschend. Dass es seine Aufgabe als Verkehrsminister ist, im Sinne der Klima-
schutzziele dafür zu sorgen, dass Verkehr von der Straße auf die Schiene verlagert wird 
und aktiv diesen Prognosen zu begegnen, hatte Minister Wissing bis zuletzt nicht aner-
kannt. 
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Einige Themen des Koalitionsvertrages wurden weitgehend wie vorgesehen umge-
setzt, insbesondere: 
 
Aussetzung der EEG-Umlage 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Um – auch angesichts höherer CO2-Preiskomponenten – für sozial gerechte und für die Wirtschaft 
wettbewerbsfähige Energiepreise zu sorgen, werden wir die Finanzierung der EEG-Umlage über den 
Strompreis beenden. Wir werden sie daher zum 1. Januar 2023 in den Haushalt übernehmen. Die Fi-
nanzierung übernimmt der EKF, der aus den Einnahmen der Emissionshandelssysteme (BEHG und 
ETS) und einem Zuschuss aus dem Bundeshaushalt gespeist wird. Der EKF wird in der Lage sein, die 
Finanzierung der nötigen Klimaschutzmaßnahmen und der EEG-Umlage zu stemmen. 
Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG), einschließlich der erfassten Brennstoffemissionen in 
der Industrie (industrielle Prozesswärme), wollen wir auf seine Kompatibilität mit einem möglichen 
ETS 2 überprüfen und gegebenenfalls so anpassen, dass ein möglichst reibungsloser Übergang ge-
währleistet ist. Wir betrachten Energiepreise und CO2-Preise zusammen. Angesichts des derzeitigen 
Preisniveaus durch nicht CO2-Preis-getriebene Faktoren halten wir aus sozialen Gründen am bisheri-
gen BEHG-Preispfad fest. Wir werden einen Vorschlag zur Ausgestaltung der Marktphase nach 2026 
machen. Um einen künftigen Preisanstieg zu kompensieren und die Akzeptanz des Marktsystems zu 
gewährleisten, werden wir einen sozialen Kompensationsmechanismus über die Abschaffung der 
EEG-Umlage hinaus entwickeln (Klimageld). 
 
Durch Übernahme der Kosten in den Bundeshaushalt wurde dieses Ziel erreicht. 
 
Wettbewerbsfähige Strompreise 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, dass die Wirtschaft wettbewerbsfähige Strompreise für 
Industrieunternehmen am Standort Deutschland unter konsequenter Nutzung der eigenen Potenziale 
Erneuerbarer Energien bekommt, die sie auf dem Weg in die Klimaneutralität braucht.  
 
Das Ziel, wettbewerbsfähige Strompreisbremse für die Industrie zu gewährleisten, hat die 
Koalition verfehlt. Vor allem mit der Strompreisbremse wurden jedoch vielfach besondere 
Härten abgefangen, die sich beispielsweise durch den Preisschock infolge des Überfalls 
Russlands in die Ukraine ergaben. Die vorgesehene Gegenfinanzierung aus Unterneh-
mensgewinnen gelang jedoch nicht, auch nicht im Eisenbahnbereich. Für die Eisenbahn-
verkehrsunternehmen wurden besonders vorteilhafte Bedingungen im Strompreisbrem-
segesetz (StromPBG) verankert. Jedoch entwickelte sich die Beantragung, Dokumenta-
tion und Endabrechnung der erhaltenen Entlastungszahlungen für die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen zu einer bürokratischen Tortur. Trotz des vermeintlichen Endes der 
Energiekrise verbleiben die Preise für Fahrstrom in etwa auf dem doppelten Vorkrisenni-
veau, was die Wettbewerbsfähigkeit belastet.  
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Netzentgelte 
 
Aus dem Koalitionsvertrag:  
Wir treiben eine Reform der Netzentgelte voran, die die Transparenz stärkt, die Transformation zur 
Klimaneutralität fördert und die Kosten der Integration der Erneuerbaren Energien fair verteilt.  
 
Nachdem die Netzentgelte am Anfang der Legislaturperiode mit Bundeszuschüssen aus 
dem KTF finanziert wurden, setzte die Bundesregierung nach dem Verfassungsgerichtsur-
teil zum KTF für 2024 die geplanten Zuschüsse von 5,5 Milliarden für Übertragungsnetz-
betreiber aus, was zu einer unmittelbaren Verteuerung der Netzentgelte führte. Trotz par-
teiübergreifender Anerkennung der Notwendigkeit für geringere Strompreise wurden von 
der Ampel-Regierung keine weiteren Zuschüsse zu den Übertragungsnetzentgelten verab-
schiedet, auch eine Übernahme des Übertragungsnetzbetreibers Tennet durch den Bund 
oder Vorschläge zur Reform der Netzentgelte wurden nicht umgesetzt. Zuletzt wurde ein 
von der der rot-grünen Minderheitsregierung geplanter Zuschuss zu den Übertragungs-
netzentgelten im Januar 2025 nicht mehr im Bundestag zur Abstimmung gebracht.  
 
BEHG und Emissionshandel 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Daher unterstützen wir die Pläne der Europäischen Kommission zur Stärkung des bestehenden Emis-
sionshandels und setzen uns für eine ambitionierte Reform ein. Wir setzen uns insbesondere auf eu-
ropäischer Ebene für einen ETS-Mindestpreis sowie für die Schaffung eines zweiten Emissionshan-
dels für die Bereiche Wärme und Mobilität (ETS 2) ein. Dabei ist vorzusehen, dass in den jeweiligen 
EU-Mitgliedstaaten ein sozialer Ausgleich stattfindet. In den 2030er Jahren soll es ein einheitliches 
EU-Emissionshandelssystem über alle Sektoren geben, das Belastungen nicht einseitig zulasten der 
Verbraucherinnen und Verbraucher verschiebt.  
Das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG), einschließlich der erfassten Brennstoff-emissionen in 
der Industrie (industrielle Prozesswärme), wollen wir auf seine Kompatibilität mit einem möglichen 
ETS 2 überprüfen und gegebenenfalls so anpassen, dass ein möglichst reibungsloser Übergang ge-
währleistet ist. Wir betrachten Energiepreise und CO2-Preise zusammen. Angesichts des derzeitigen 
Preisniveaus durch nicht CO2-Preis-getriebene Faktoren halten wir aus sozialen Gründen am bisheri-
gen BEHG-Preispfad fest. Wir werden einen Vorschlag zur Ausgestaltung der Marktphase nach 2026 
machen. Um einen künftigen Preisanstieg zu kompensieren und die Akzeptanz des Marktsystems zu 
gewährleisten, werden wir einen sozialen Kompensationsmechanismus über die Abschaffung der 
EEG-Umlage hinaus entwickeln (Klimageld). 
 
Auf den letzten Metern hat der Bundestag am 31. Januar 2025 das TEHG-Europarechtan-
passungsgesetz 2024 mit Stimmen von SPD, Grünen und Union bewilligt. Damit wird die 
EU-Emissionshandelsrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt und Seeverkehr in den eu-
ropäischen ETS-1 einbezogen. Ab 2027 sollen dann die – momentan durch das BEHG be-
preisten Sektoren – in den neuen europäischen Emissionshandel ETS-2 überführt. Ein 
Klimageld oder anderen sozialen Ausgleichsmechanismus hat die Ampel-Regierung je-
doch nicht umgesetzt. 
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Beschleunigung von Maßnahmen für besseren Funkempfang im Schienenpersonen-
verkehr 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir beschleunigen die Maßnahmen für besseren Mobilfunk- und WLAN-Empfang bei der Bahn. 
 
Die Beschleunigung von Maßnahmen für besseren Funkempfang im Schienenpersonen-
verkehr wurde durch die Förderung der Umrüstung von Schienenfahrzeugen mit gehärte-
ten GSM-R Zugfunkgeräten und die darauf aufbauende Freigabe zusätzlicher Frequenzen 
fast erreicht, auch wenn sich die Gesamtsituation noch nicht durchgreifend verbessert 
hat. 
  
Aufbrechen des Finanzierungskreislaufs Straße 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden 2023 eine CO2-Differenzierung der Lkw-Maut vornehmen, den gewerblichen Güterkraft-
verkehr ab 3,5 Tonnen einbeziehen und einen CO2-Zuschlag einführen, unter der Bedingung, eine 
Doppelbelastung durch den CO2-Preis auszuschließen. Wir werden die Mehreinnahmen für Mobilität 
einsetzen.  
 
Eine der wichtigsten positiven Entscheidungen der Koalition, ist das Beenden des Finan-
zierungskreislaufes Straße bei der Lkw-Maut. Negative externe Umwelteffekte wurden 
durch CO2-Emissionen in der Kostenrechnung des Straßengüterverkehrs abgebildet. 
Deutschland war hierzu europarechtlich längst verpflichtet und vorlaufende Beschlüsse 
der „GroKo“ in der Mittelfristigen Finanzplanung hielten sie hierzu an. Dennoch war es 
die Errungenschaft der Ampel-Koalition, dass ein erheblicher Teil der Mittel verkehrsträ-
gerübergreifend und nicht allein für weiteren Straßenbau eingesetzt wird. Der bis dahin 
geltende Teufelskreis, durch Lkw-Maut-Einnahmen immer weitere Straßen zu bauen, 
wurde verändert – hin zu kluger Verlagerungspolitik. 
 
 
Ein Großteil der vereinbarten Vorhaben des Koalitionsvertrages wurde nicht oder 
deutlich unter der vereinbarten Ambition umgesetzt, insbesondere: 
 
Gemeinwohlorientierte Schieneninfrastrukturgesellschaft 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden die Deutsche Bahn AG als integrierten Konzern inklusive des konzerninternen Arbeits-
marktes im öffentlichen Eigentum erhalten. Die internen Strukturen werden wir effizienter und trans-
parenter gestalten. Die Infrastruktureinheiten (DB Netz, DB Station und Service) der Deutschen Bahn 
AG werden innerhalb des Konzerns zu einer neuen, gemeinwohlorientierten Infrastruktursparte zu-
sammengelegt. Diese steht zu 100 Prozent im Eigentum der Deutschen Bahn als Gesamtkonzern. Ge-
winne aus dem Betrieb der Infrastruktur verbleiben zukünftig in der neuen Infrastruktureinheit. Die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen werden markt- und gewinnorientiert im Wettbewerb weitergeführt. 
 
Wir wollen die Investitionsmittel für die DB Infrastruktur erhöhen.  
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Die Gründung einer „gemeinwohlorientierten Schieneninfrastrukturgesellschaft“ wird auf 
eine Fusion der beiden für Fahrweg und Bahnhöfe zuständigen DB-Infrastrukturgesell-
schaften (später ergänzt um zwei weitere DB-Unternehmen) geschrumpft.  
 
Wo sich die Gemeinwohlorientierung manifestiert, bleibt auch im ersten Geschäftsjahr 
der DB InfraGO unklar. Die satzungsmäßige Gewinnorientierung der DB-Infrastrukturge-
sellschaften wird von der Bundesregierung explizit verteidigt, allerdings wird der Anspruch 
mit 2,2 Prozent präzisiert und niedriger angesetzt als durch die DB InfraGO selbst. Die 
versucht anschließend, gerichtlich einen Anspruch von 5,2 Prozent für das bisherige Ei-
genkapital und 3,7 Prozent für die neue Eigenkapitalerhöhung durchzusetzen. In der Sat-
zung werden zwar auch Gemeinwohlziele angegeben, doch weder wird der Widerspruch 
zum Gewinnanspruch aufgelöst, noch werden die Ziele näher beziffert oder in eine Rang-
folge gebracht. Die Hoheit über die Interpretation, was „Gemeinwohl“ bedeutet und wel-
che Prioritäten es gibt, erhält durch die neue Satzung ausschließlich die Unternehmens-
führung (und möglicherweise der Aufsichtsrat).  
 
Die im Ministerium gebildete „Steuerungseinheit DB“ wird nach Einschätzung des Bun-
desrechnungshofs von der Spitze des Ministeriums ausgebremst – und bündelt anders 
als zuvor die Aufgaben des Bundes zur Infrastrukturentwicklung und zur Steuerung der 
im Wettbewerb stehenden DB-Gesellschaften, so dass die Neutralität des Bundes im 
Markt noch weiter geschwächt wird.  
 
Bei der Transparenz des Regierungshandelns wie auch bezogen auf das vom Bund mit 
der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben betraute Unternehmen DB InfraGO AG hat es 
keine signifikanten Fortschritte gegeben, auch wenn anfangs im Bundesverkehrsministe-
rium Elemente einer stärkeren Diskussionsbereitschaft mit Verbänden und anderen Sta-
keholdern erkennbar war und sich die DB InfraGO bemüht hat, ihr Handeln stärker zu er-
läutern. Die Datenverfügbarkeit bleibt in beiden Fällen für Dritte auf geringem Niveau – 
das angekündigte Bundestransparenzgesetz wurde nicht beschlossen. 
 
Der zur Steuerung der mittelfristigen Schieneninfrastrukturentwicklung vorgesehene 
InfraPlan wird selbst im ersten Entwurf nicht bis Ende 2024 fertiggestellt, es fehlen aus-
gerechnet Projektlisten und eine Verständigung auf Steuerungskennzahlen. Der Plan soll 
nach dem Willen des Verkehrsministeriums keine rechtliche Verbindlichkeit und keine 
Verknüpfung zu Finanzierungsinstrumenten erhalten. Die zu Beginn der Legislatur auch 
vom Bundesverkehrsminister gemachte Ankündigung, die verwirrende Vielfalt von Finan-
zierungsinstrumenten zu ordnen, wird nicht realisiert. Mit dem Planungsbeschleunigungs-
gesetz von Ende 2023 wird erstmals die Möglichkeit geschaffen, dass der Bund auch Mit-
tel in die Instandhaltung des Schienennetzes leitet. Die über annähernd zwei Jahre lau-
fende Diskussion zur zusätzlichen Finanzierung von Netzsanierung und -modernisierung 
endet statt mit den benötigten 45 Milliarden Euro binnen vier Jahren mit einer Fixierung 
von zusätzlich rund 5,8 Milliarden Euro im Jahr 2023 und rund 13 Milliarden Euro im Jahr 
2024, die zu einem erheblichen Teil für höhere Baukosten und nicht für zusätzliche Maß-
nahmen benötigt werden. 
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Einzelwagenverkehrs-Förderung 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
[...] den Einzelwagenverkehr stärken[...] 

Die angekündigte Stärkung des sogenannten Einzelwagenverkehrs (bzw. der Beförderung 
kleiner Sendungsgrößen im Schienengüterverkehr) ist nicht gelungen: während die Förde-
rung von Rangieranlagen stark schwankte, wurde auch die Mitte 2024 gestartete Förde-
rung von Zugfahrten vor allem als Sanierungsbeihilfe für die stark defizitäre DB Cargo AG 
ausgestaltet. Die Förderung umfasst zwei Hauptförderlinien: 
Förderlinie 1: Pauschalförderung der Bedienung auf der ersten und letzten Meile. Diese 
Linie zielt darauf ab, die Bedienung von Gleisanschlüssen und Ladestellen in der Fläche 
zu sichern, indem sie die hohen Betriebskosten im Vor- und Nachlauf berücksichtigt. 
Förderlinie 2: Streckenabhängige Förderung im Hauptlauf als Anschlussförderung. Diese 
Linie unterstützt sowohl Bündelungsverkehre als auch Direktverkehre von Wagengruppen 
in der Fläche, indem sie einen jährlich neu berechneten Fördersatz pro Trassenkilometer 
gewährt. 
 
Statt entsprechend des Vorschlags der Branchenverbände nur die häufig defizitäre Fahrt 
auf der „ersten und letzten Meile“ zu unterstützen, wurde auf Wunsch der DB die zweite 
Förderlinie für Fernfahrten mit gebündelten Wagen geschaffen. Dabei entsteht Administ-
rationsaufwand und sie setzt aufgrund der harten Grenze von 15 Wagen Fehlanreize: 
auch ohne neue Verkehre können Fördermittel bezogen werden. Es ist unwahrscheinlich, 
dass das Segment auf diese Weise wachsen wird.  
Eine abschließende Bewertung der ersten Förderrunde liegt noch nicht vor. 
 
Deutschlandtakt-Konzept 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden mehr Oberzentren an den Fernverkehr anbinden. Wir werden die Umsetzung eines 
Deutschlandtaktes infrastrukturell, finanziell, organisatorisch, eisenbahnrechtlich und europarechts-
konform absichern. 
  
Beim Deutschlandtakt-Konzept gab es gar ein kommunikatives Desaster. Während in der 
konkreten Umsetzung wenig voranging, da Mittel für den Schiene zwar erhöht wurden, 
diese jedoch größtenteils für Sanierungen und nicht für Neu- und Ausbau vorgesehen 
wurden, bezifferte der damalige Schienenbeauftragte der Bundesregierung, Michael 
Theurer (FDP) die Umsetzung des Deutschlandtaktes mit 2070. Natürlich, ein Taktfahr-
plan wird Stück für Stück etabliert, sodass 2070 schlimmer klingt, als es letztlich ist. 
Doch da die versprochene „infrastrukturelle, finanzielle, organisatorische, eisenbahn-
rechtliche und europarechtskonforme“ Absicherung des Deutschlandtaktes nicht merk-
lich voranging, wird wohl die Zahl hängenbleiben. Der angesichts des Verkehrswachs-
tums dringend benötigte Neu- und Ausbau des Schienennetzes blieb hingegen aus. Die 
DB plante 2023 noch, selbst angesichts der viel längeren Projektlisten im Bedarfsplan 
Schiene ein Schienenwachstum von nur 750 (Gleis)kilometern bis 2030. Nach dem KTF-



  

 9 

Bilanz Ampel 

Pressekontakt: Daniela Morling 
Mobil: + 49 151 555 081 83 
morling@netzwerk-bahnen.de 

Urteil wurden die Planungen für den Zeitraum danach weitgehend auf Eis gelegt und 
auch das Ziel bis 2030 scheint kaum erreichbar, weil die Neubaumittel, die nach den Vor-
stellungen der GÜTERBAHNEN bis Ende der 2020er-Jahre auf bis zu sechs Milliarden 
Euro anwachsen sollten, zuletzt für 2025 auf 0,9 Milliarden gekürzt wurden (2024: 1,7 
Milliarden, 2023: 2,1 Milliarden). Bei einer aktuellen Länge von knapp 61.000 Gleiskilo-
metern des DB-Netzes wären750 Gleiskilometer ein Wachstum von lediglich 1,23 Pro-
zent. Zusätzliche Güter- und Personenzüge eines Deutschland-Takt-Zielfahrplans werden 
so nicht ausreichend Platz finden. 
 
Umsetzung der Bedarfspläne für Verkehrswege 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur müssen weiter erhöht und langfristig abgesichert wer-
den. Dabei wollen wir erheblich mehr in die Schiene als in die Straße investieren, um prioritär Projekte 
eines Deutschlandtaktes umzusetzen. Bei den Bundesfernstraßen wollen wir einen stärkeren Fokus 
auf Erhalt und Sanierung legen, mit besonderem Schwerpunkt auf Ingenieurbauwerke. Dazu werden 
wir den Anteil der Erhaltungsmittel bis 2025 bei wachsendem Etat schrittweise erhöhen. 
 
Wir streben einen neuen Infrastrukturkonsens bei den Bundesverkehrswegen an. Dazu werden wir 
parallel zur laufenden Bedarfsplanüberprüfung einen Dialogprozess mit Verkehrs-, Umwelt-, Wirt-
schafts- und Verbraucherschutzverbänden starten mit dem Ziel einer Verständigung über die Prioritä-
ten bei der Umsetzung des geltenden Bundesverkehrswegeplan. Bis zur Bedarfsplanüberprüfung gibt 
es eine gemeinsame Abstimmung über die laufenden Projekte.  
 
Wir werden auf Basis neuer Kriterien einen neuen Bundesverkehrswege- und -mobilitätsplan 2040 
auf den Weg bringen. Wir wollen das Nebeneinander von Autobahn GmbH und Deutsche Einheit Fern-
straßenplanungs- und -bau Gesellschaft (DEGES) aufheben. Zwischen Bund und Autobahn GmbH wol-
len wir eine überjährige Finanzierungsvereinbarung abschließen. 
 
Eine Verständigung über die Umsetzung der teilweise umstrittenen Bedarfspläne für Ver-
kehrswege findet nicht statt. Bundesfernstraßen dominieren die Debatte, die Bundesver-
kehrsminister trotz Warnungen, dass ausgebaute Autobahnen nur zu noch mehr Verkehr 
darauf führen, daran festhält. 2022 bis 2024 werden insgesamt nur 147,6 Kilometer 
neu gebaute oder erstmals elektrifizierte Bahnstrecke in Betrieb genommen. Zum Ver-
gleich: Bei der Straße sind es jedes Jahr 10.000 Kilometer. 
Der DB-Aufsichtsrat beschließt Ende 2023, dass die meisten Ausbauprojekte nur bis zur 
Erreichung der nächsten Planungsstufe vorangebracht und dann auf Eis gelegt werden. 
2024 werden nur zwei Schienenprojekte des Bedarfsplans neu begonnen. Der vom 
BMDV erst ein Jahr nach Bildung der Koalition gestartete Infrastrukturdialog ergibt nicht 
unerwartet einen breiten Konsens für eine stabile Finanzierung aller Verkehrsmittel, aber 
keine Einigkeit über Prioritäten und die Bedeutung der Einhaltung der Klimaziele. Der 
schon 2023 ausgelaufene Investitionsrahmenplan bekommt keinen Nachfolger.  
  
European Train Control System (ETCS) 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Digitalisierung von Fahrzeugen und Strecken werden wir prioritär vorantreiben. 



  

 10 

Bilanz Ampel 

Pressekontakt: Daniela Morling 
Mobil: + 49 151 555 081 83 
morling@netzwerk-bahnen.de 

 
Die Legislaturperiode wurde mit konzeptioneller Prokrastination im zuständigen Bundes-
verkehrsministerium verbracht. Dies drückte sich in einer zweiten langwierigen, jedoch 
nie veröffentlichten Konzept-Studie von McKinsey, einem kurz nach Versendung faktisch 
wieder beerdigten Nationalen Umsetzungsplan zur Einführung der gar nicht mehr so 
neuen Leit- und Sicherungstechnik ETCS für die EU-Kommission, aufgeschobenen Ent-
scheidungen zur Umrüstung von Schienenfahrzeugen und Herzschlag-Entscheidungen 
zur Vollendung des als netzweiten Piloten gedachten „Digitalen Knotens Stuttgart“ aus. 
Gegen Ende der Legislaturperiode leitete die DB InfraGO eine – diskutable – Verschie-
bung der Umrüstungszeiträume und Konzentration in den dreißiger Jahren an, was die 
Bundesregierung stillschweigend mit einer Kürzung auch der mittelfristig vorgesehenen 
ETCS-Budgets beantwortete. In der Legislaturperiode sind nur geringe Streckenabschnitte 
(z. B. auf der Neubaustrecke Ulm-Wendlingen, auf der Riedbahn und einzelnen Abschnit-
ten an Grenzen und im Rheintal) mit ETCS ausgerüstet worden – überwiegend zusätzlich 
und nicht anstelle der bisherigen Sicherungssysteme. Inzwischen ist Deutschland so zu 
einer Bremse für die Ausrüstung der wichtigsten europäischen Verkehrskorridore mit ei-
nem einheitlichen Zugleit- und Sicherungssystem geworden. 
 
Subventionen 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir wollen zusätzliche Haushaltspielräume dadurch gewinnen, dass wir im Haushalt überflüssige, un-
wirksame und umwelt- und klimaschädliche Subventionen und Ausgaben abbauen.  
 
Umwelt- und klimaschädliche Subventionen wie das Dieselsteuerprivileg, Entfernungs-
pauschale, Dienstwagenprivileg und Steuerbefreiungen für den Flugverkehr wurden von 
der Ampel-Regierung nur in geringem Umfang abgeschafft bzw. die entsprechende Be-
schlussfassung wurde nach Protesten teilweise wieder zurückgenommen. Das Potenzial 
wäre vorhanden: Eine vom BMWK beauftragte Studie, die im August 2024 erst Monate 
nach Fertigstellung veröffentlicht wurde, zeigt, dass allein im betrachteten Jahr 2020 
35,8 Milliarden Euro an klimaschädlichen Subventionen und Begünstigungen gewährt 
wurden, davon entfallen 24,8 Milliarden Euro, fast 70 Prozent, auf den Verkehrssektor. 
 
Umsetzung und Weiterentwicklung „Masterplan Schienenverkehr“ 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden den Masterplan Schienenverkehr weiterentwickeln und zügiger umsetzen, den Schienen-
güterverkehr bis 2030 auf 25 Prozent steigern und die Verkehrsleistung im Personenverkehr verdop-
peln. Den Zielfahrplan eines Deutschlandtaktes und die Infrastrukturkapazität werden wir auf diese 
Ziele ausrichten.  
 
Von einer systematischen Umsetzung und Weiterentwicklung des „Masterplan Schienen-
verkehr“ ist nichts bekannt. Das Ziel, den Anteil der Schiene im Güterverkehr bis 2030 
auf 25 Prozent zu steigern, wurde nicht erreicht und es wurde auch keine Planung für die 
Erreichung vorgelegt.  
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Elektrifizierung des Schienennetzes 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Bis 2030 wollen wir 75 Prozent des Schienennetzes elektrifizieren und innovative Antriebstechnolo-
gien unterstützen. 
 
Die Elektrifizierung des Schienennetzes - bis 2030 soll der Anteil von 62 auf 75 Prozent 
steigen - kam praktisch nicht voran, obwohl die planerischen Hürden gesenkt wurden. 
Das aufwändig erarbeitete „Programm Elektrische Güterbahn“ mit nur acht Projekten 
wurde faktisch ersatzlos aufgegeben.  
 
Streckenreaktivierung 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden ein Programm „Schnelle Kapazitätserweiterung“ auflegen, Barrierefreiheit und Lärm-
schutz verbessern, Bahnhofsprogramme bündeln und stärken, das Streckennetz erweitern, Strecken 
reaktivieren und Stilllegungen vermeiden und eine Beschleunigungskommission Schiene einsetzen. 
 
Der Bund hat sich nicht mit der angekündigten Reaktivierung von Strecken befasst, im-
merhin wurden aber auch nahezu keine weiteren Strecken stillgelegt.  
 
Gleisanschlüsse 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
[...] Investitionsanreize für Gleisanschlüsse setzen. Bei neuen Gewerbe- und Industriegebieten soll die 
Schienenanbindung verpflichtend geprüft werden. Den Schifffahrtsanteil im Güterverkehr wollen wir 
steigern und dazu auch Hinterlandanbindungen stärken. 
 
Die verpflichtende Prüfung der Errichtung von Gleisanschlüssen selbst für neue Gewerbe-
gebiete wurde nicht eingeführt. Die im Kontext der Seehafenstrategie angekündigte Stär-
kung der Hinterlandanbindungen hat im Schienenbereich nicht stattgefunden. Im Gegen-
teil: auf Betreiben v.a. der SPD und des Landes Niedersachsen hat der Bundesverkehrs-
minister Abstand von einem Ausbau der völlig überlasteten Schienenverbindungen zwi-
schen Hamburg und Hannover genommen. 
 
„Programm Schnelle Kapazitätserweiterung“ 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden ein Programm „Schnelle Kapazitätserweiterung“ auflegen, Barrierefreiheit und Lärm-
schutz verbessern, Bahnhofsprogramme bündeln und stärken, das Streckennetz erweitern, Strecken 
reaktivieren und Stilllegungen vermeiden und eine Beschleunigungskommission Schiene einsetzen. 
 
Ein angekündigtes „Programm Schnelle Kapazitätserweiterung“ erblickte niemals das 
Licht der Welt. Selbst „kleine und mittlere Maßnahmen“, die nach Einschätzung der DB 
nur die Resilienz und nicht die Kapazität der Schiene stärken, wurden bisher nur in gerin-
gem Umfang realisiert.  
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Beschleunigungskommission Schiene 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir werden ein Programm „Schnelle Kapazitätserweiterung“ auflegen, Barrierefreiheit und Lärm-
schutz verbessern, Bahnhofsprogramme bündeln und stärken, das Streckennetz erweitern, Strecken 
reaktivieren und Stilllegungen vermeiden und eine Beschleunigungskommission Schiene einsetzen. 
 
Die Ende 2022 nach einem intensiven Diskussionsprozess vorgelegten Empfehlungen 
der Beschleunigungskommission Schiene werden nur zu einem kleinen Teil umgesetzt. 
Insbesondere legt das BMDV bis zum Koalitionsbruch trotz mehrfach verschobener An-
kündigungen keinen Entwurf für das „Moderne-Schiene-Gesetz“ vor. „Wenn du nicht 
mehr weiterweißt, gründe einen Arbeitskreis“ fand hier in großem Stil Anwendung, 
schließlich befassten sich 26 Mitglieder in vier Arbeitsgruppen mit unzähligen Themen 
und legten über 70 Vorschläge vor. Zu einer Beschleunigung führte das allerdings nicht. 
 
Digitale Automatische Kupplung 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Einführung der Digitalen Automatischen Kupplung wollen wir beschleunigen [...] 
 
Die von der DB zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit stark geforderte Umrüstung von Wa-
gen und Loks auf eine automatische und mit Strom und Datenleitungen aufgerüstete 
Kupplung (DAK) wurde von der Ampel verbal sowie durch Fördermittel für Entwicklung 
und Erprobung unterstützt. Einen Durchbruch – sowohl in technologischer als auch wirt-
schaftlicher Hinsicht – konnte die Regierung in ihrer kurzen Amtszeit jedoch nicht errei-
chen.  
 
Verbesserte Sozialstandards und Kontrollen beim Lkw-Verkehr 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Kontrollbehörden werden wir stärken und bessere Sozialstandards und Arbeitsbedingungen 
durchsetzen. Sichere Lkw-Stellflächen an und um Autobahnen werden wir ausbauen und telematisch 
optimieren. Wir werden dem Fachkräftemangel entgegenwirken, Qualifizierung modernisieren und Bü-
rokratie abbauen. 
 
Über die Stärkung der Kontrollbehörden im Straßengüterverkehr ist nichts bekannt.  
Die angekündigten besseren Sozialstandards und Arbeitsbedingungen bei Lkw-Fahrern 
wurden auf europäischer Ebene durch eine gerichtliche Teilaufhebung des europäischen 
Mobilitätspakets I durchkreuzt. Eigene Initiativen der Koalition sind nicht bekannt. 
 
CO2-Flottengrenzwerte 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Wir setzen uns für eine Weiterentwicklung der CO2-Flottengrenzwerte für Nutzfahrzeuge ein und unter-
stützen die Vorschläge der Europäischen Kommission für den Aufbau von Tank- und Ladeinfrastruktur 
für Lkw. 



  

 13 

Bilanz Ampel 

Pressekontakt: Daniela Morling 
Mobil: + 49 151 555 081 83 
morling@netzwerk-bahnen.de 

 
Die EU hat Anfang 2024 Jahres neue Flottengrenzwerte für Lkw-Hersteller ab 2025 fest-
gelegt: Ab 2030 muss der CO2-Ausstoß von in der EU zugelassenen schweren Nutzfahr-
zeugen (ab 7,5t) im Flottendurchschnitt der Hersteller um 45 Prozent gegenüber 2020 
fallen, bis 2035 um 65 Prozent und bis 2040 um 90 Prozent. Die Flottengrenzwerte für 
schwere Nutzfahrzeuge lassen den Herstellern einen gewissen Spielraum, wie sie die 
CO2-Reduktionsziele erreichen. Sie können sich zunächst dafür entscheiden, effizientere 
Lkw mit Verbrennungsmotor zu produzieren oder auf E-Lkw, bzw. Lkw mit alternativen An-
trieben zu setzen. Die Flottengrenzwerte (insbesondere für Pkw) stehen auf nationaler 
und europäischer Ebene unter Beschuss, so fordert beispielsweise das CDU/CSU Wahl-
programm eine Überprüfung und eine Verhinderung von Strafzahlungen. Damit liegt die 
Union auf Linie der EU Kommission, die die Standards nicht abschaffen, aber die Auswir-
kungen auf die europäische Industrie abfedern möchte. Konkrete Vorschläge wurden 
noch nicht vorgelegt, im Raum stehen unter anderem eine Aufweichung der Strafen, eine 
Streckung der Ziele oder ein Pooling unterschiedlicher Hersteller. 
 
2022 wurde der Masterplan Ladeinfrastruktur II verabschiedet, der den Aufbau eines 
Lkw-Schnellladenetzes entlang der Fernverkehrsstrecken sowie die Unterstützung des 
Aufbaus von Lkw-Ladeinfrastruktur in Depots und Logistikhubs skizzierte. Im September 
2024 ist dann das Vergabeverfahren zum Aufbau eines Lkw-Schnellladenetzes entlang 
der Bundesautobahnen gestartet worden. Gegenstand der Ausschreibung ist die Planung, 
die Errichtung und der Betrieb der Schnellladeinfrastruktur für batteriebetriebene Lkw 
und Busse auf rund 130 unbewirtschafteten Rastanlagen. 
 
Die 2023 auf europäischer Ebene verabschiedete AFIR (Alternative Fuels Infrstructure 
Regulation) sieht bis Ende 2027 Ladestandorte für schwere Nutzfahrzeuge entlang 50 
Prozent des TEN-V- Kernnetzes und bis 2030 Ladestandorte alle 60 km entlang des TEN-
V Kernnetzes vor. 
 
Insgesamt kommt die Dekarbonisierung des Lkw-Verkehrs deutlich langsamer voran als 
dies noch in der letzten Legislaturperiode vor der Ampel-Übernahme vom Bundesver-
kehrsministerium prognostiziert worden war. 
 
 
Gänzlich anders als im Koalitionsvertrag wurden folgende Punkte behandelt: 
 
Planungsbeschleunigung 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Um Deutschland zügig zu modernisieren, sind schnelle Verwaltungs-, Planungs- und Genehmigungs-
verfahren zentrale Voraussetzung. Daher sollen im ersten Jahr der Regierung alle notwendigen Ent-
scheidungen getroffen und durchgesetzt werden, um private wie staatliche Investitionen schnell, 

https://nationale-leitstelle.de/nutzfahrzeuge/?utm_source=chatgpt.com
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effizient und zielsicher umsetzen zu können. Unser Ziel ist es, die Verfahrensdauer mindestens zu hal-
bieren. Dafür müssen Staat und Gesellschaft sowie Bund, Länder und Kommunen an einem Strang 
ziehen. Wir wollen eine auf Rechtssicherheit und gegenseitigem Vertrauen fußende Planungskultur in 
Deutschland verwirklichen. Alle staatlichen Stellen sollen Verwaltungsverfahren so vereinfachen und 
verbessern, dass gerichtliche Auseinandersetzungen möglichst vermieden werden. 
  
Zur Erreichung der Klimaziele liegt die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung oder zum Transport von 
Strom aus Erneuerbaren Energien sowie der Ausbau elektrifizierter Bahntrassen im öffentlichen Inte-
resse und dient der öffentlichen Sicherheit. Dies werden wir gesetzlich festschreiben und für solche 
Projekte unter gewissen Voraussetzungen eine Regelvermutung für das Vorliegen der Ausnahmevo-
raussetzungen des Bundesnaturschutzgesetzes schaffen.  
 
Wir wollen große und besonders bedeutsame Infrastrukturmaßnahmen auch im Wege zulässiger und 
unionsrechtskonformer Legalplanung beschleunigt auf den Weg bringen und mit hoher politischer Pri-
orität umsetzen. Unter solchen Infrastrukturmaßnahmen verstehen wir systemrelevante Bahnstre-
cken, Stromtrassen und Ingenieursbauwerke (z. B. kritische Brücken). [...] Beginnen werden wir mit 
Schienenprojekten aus dem Deutschlandtakt – dem Ausbau/Neubau der Bahnstrecken Hamm-Han-
nover-Berlin, Korridor Mittelrhein, Hanau-Würzburg/Fulda-Erfurt, München-Kiefersfelden-Grenze D/A, 
Karlsruhe-Basel, „Optimiertes Alpha E+“, Ostkorridor Süd, Nürnberg-Reichenbach/Grenze D-CZ, die 
Knoten Hamburg, Frankfurt, Köln, Mannheim und München – sowie mit für die Energiewende zentra-
len Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsleitungen SüdLink, SüdOstLink und Ultranet. Weitere 
Vorhaben werden hinzukommen.  
 
Statt die im Koalitionsvertrag namentlich aufgeführten 13 Schienenprojekte planungs-
rechtlich zu beschleunigen, werden nach langwierigen Diskussionen der Koalition durch 
das Planungsbeschleunigungsgesetz rund 140 Erweiterungsvorhaben im westdeutschen 
Autobahnnetz auf die gleiche Stufe wie schließlich sämtliche Vorhaben des „Vordringli-
chen Bedarfs“ im Bedarfsplan Schiene gestellt. Ähnlich wie im Energieanlagen-Genehmi-
gungsrecht soll für sie die gesetzliche Annahme eines „übergeordneten öffentlichen Inte-
resses“ gelten, wodurch andere Belange in Planungsverfahren und bei der etwaigen ge-
richtlichen Überprüfung niedriger gewichtet werden sollen, wovon sich die Koalition eine 
Beschleunigung verspricht. Eine praktische Bedeutung hat die Änderung bisher nicht. Die 
angekündigte Planungsbeschleunigung durch gesetzliche Änderungen und personelle Er-
weiterungen ist bisher nicht erkennbar.  
 
Steigende Trassenpreise 
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Sofern haushalteerisch machbar, soll die Nutzung der Schiene günstiger werden, um die Wettbe-
werbsfähigkeit der Bahnen zu stärken. 
 
Vor allem die Umstellung der Investitionsfinanzierung in der Schieneninfrastruktur auf Ei-
genkapitalzuführungen anstelle von Baukostenzuschüssen lässt die ohnehin durch die 
Inflation, höheren Instandhaltungsaufwand und ältere EK-Zuführungen ansteigenden 
Trassenpreise so stark steigen wie nie zuvor. Während für einen Kilometer eines Stan-
dard-Güterzuges direkt nach dem Beschluss des Eisenbahnregulierungsgesetzes 2017 
noch 2,83 Euro zu zahlen waren und der Wert bis zum Regierungsantritt auf 3,06 Euro 
angestiegen war, wird er im zuletzt von der Koalition mitbestimmten Fahrplanjahr 
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2025/26 voraussichtlich bei 5,02 Euro (mit SPNV-Trassenpreisbremse) oder 4,01 (ohne 
SPNV-Trassenpreisbremse) liegen. Da die Ampel-Regierung gleichzeitig die Trassenpreis-
förderung reduziert, stiegen die real gezahlten Trassenpreise zwischen Anfang Dezember 
2023 und Mitte Dezember 2024 – also etwa parallel zur einmaligen 80-prozentigen Er-
höhung der Lkw-Maut um über 110 Prozent an. Vereinbart war, dass „die Nutzung der 
Schiene günstiger werden (soll), um die Wettbewerbsfähigkeit der Bahnen zu stärken (so-
fern haushalterisch machbar)“. 
 
Die Erhöhung der Ausgaben für die Instandhaltung des Schienennetzes (einschließlich 
der nicht erwarteten Belastungen durch den deutschlandweiten Austausch mängelbehaf-
teter Schwellen nach dem Unfall von Burgrain) durch die DB AG wurde seitens des Bun-
des nur für die Jahre 2023 und 2024 nur mit großer Verzögerung durch höhere Zu-
schüsse ausgeglichen. 
 
Klimaschutzgesetz  
 
Aus dem Koalitionsvertrag: 
Die Klimaschutzziele von Paris zu erreichen, hat für uns oberste Priorität. Klimaschutz sichert Freiheit, 
Gerechtigkeit und nachhaltigen Wohlstand. Es gilt, die soziale Marktwirtschaft als eine sozial-ökologi-
sche Marktwirtschaft neu zu begründen. Wir schaffen ein Regelwerk, das den Weg frei macht für In-
novationen und Maßnahmen, um Deutschland auf den 1,5-Grad-Pfad zu bringen. Wir bringen neues 
Tempo in die Energiewende, indem wir Hürden für den Ausbau der Erneuerbaren Energien aus dem 
Weg räumen. Schritt für Schritt beenden wir das fossile Zeitalter, auch, indem wir den Kohleausstieg 
idealerweise auf 2030 vorziehen und die Technologie des Verbrennungsmotors hinter uns lassen.  
 
Wir werden das Klimaschutzgesetz noch im Jahr 2022 konsequent weiterentwickeln und ein Klima-
schutz-Sofortprogramm mit allen notwendigen Gesetzen, Verordnungen und Maßnahmen auf den 
Weg bringen. Wir werden Klimaschutz zu einer Querschnittsaufgabe machen, indem das jeweils feder-
führende Ressort seine Gesetzentwürfe auf ihre Klimawirkung und die Vereinbarkeit mit den nationa-
len Klimaschutzzielen hin prüft und mit einer entsprechenden Begründung versieht (Klimacheck).  
 
Alle Sektoren werden einen Beitrag leisten müssen: Verkehr, Bauen und Wohnen, Stromerzeugung 
[…] 
 
Statt Instrumente für die Einhaltung der Klimaziele (1,5 Grad bzw. Emissionsmengen) 
auch in den als kritisch bezeichneten Sektoren Verkehr und Bau/Wohnungswesen zu 
schaffen, hat die Ampel-Koalition das Klimaschutzgesetz aufgeweicht und ermöglicht Ver-
rechnungen von Untererfüllung von Zielen (Verkehr) mit Übererfüllung (z.B. Energiewirt-
schaft). Im Verkehrssektor werden gegenüber den Vorgaben des Klimaschutzgesetzes bis 
Ende 2024 zusammen 38 Millionen Tonnen CO2 mehr emittiert als zulässig (Agora Ener-
giewende), zwei vorgelegte Entwürfe für gesetzlich vorgeschriebene Sofortprogramme 
werden vom Expertenrat der Bundesregierung als "schon im Ansatz ohne hinreichenden 
Anspruch" bzw. "nicht ausreichend" bewertet und das Umweltbundesamtgeht geht davon 
aus, dass im Verkehr auch in den kommenden Jahren die vom Verkehrsministerium er-
warteten Minderungseffekte nicht mit den fortbestehenden gesetzlichen Minderungszie-
len einhergehen und die Klimalücke immer größer wird. Während die vom Verkehrsminis-
terium 2020 vorgelegte Gesamtkonzept klimafreundliche Nutzfahrzeuge im Jahr 2030 
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noch ein Drittel klimaneutraler Fahrleistung im Güterverkehr vorsah, verschiebt sich der 
„Hochlauf“ der entsprechenden Fahrzeugzulassungen Jahr um Jahr in Prognosen und 
Aussagen, so dass lediglich die schwache Konjunktur einen Rückgang der CO2-Emissio-
nen aus dem Güterverkehr bewirkt. 
 
 
Neu aufgekommene Themen, für die es keine Vorgaben im Koalitionsvertrag gab:  
 
Generalsanierung 
Kurz nach der Bundestagswahl ging die DB auf den Bundesverkehrsminister mit einem 
neuen Baukonzept für die überfällige und seit Jahren unterfinanzierte Sanierung des be-
stehenden Schienennetzes zu. Obwohl bis 2030 nur 15 Prozent des Netzes von der Pla-
nung, hochausgelastete Strecken gebündelt im Rahmen einer fünfmonatigen Vollsper-
rung zu sanieren und über den bisherigen Stand hinaus zu modernisieren, betroffen sein 
sollten, wurde der Ansatz als „Generalsanierung“ des Netzes in der Öffentlichkeit plat-
ziert. Saniert wurde nach diesem Modell bisher jedoch nur eine Strecke von Mannheim 
nach Frankfurt am Main („Riedbahn“), bei der zwar der Terminplan weitgehend gehalten 
werden konnte, aber die Kosten völlig aus dem Ruder liefen. Unter diesen Bedingungen 
relativiert sich die Freude darüber, dass es nach intensiven Debatten in der Koalition 
grundsätzlich Konsens war, mehr Mittel als bisher in Schieneninvestitionen zu stecken. 
Die vorbehaltlose Unterstützung und offensive Kommunikation des Bundesverkehrsmi-
nisters, der Ampel-Koalition und weiterer Akteure für das scheinbare Allheilmittel aller 
DB-Probleme verdeckte die notwendige Diskussion darüber, ob und wo diese Art des Bau-
ens tatsächlich effektiver ist als gebündeltes Bauen mit der üblichen eingleisigen Sper-
rung – und auf weitere Fragen wie etwa die weitgehend zum Erliegen gekommenen Be-
mühungen zur Auflösung von Engpässen im Netz durch Neu- und Ausbau. 
 
Nicht- oder unterbesetzte Stellwerke 
Aufgrund einer internen Fehlplanung machen sich erneut nach dem „Mainz-Schock“ von 
2013 zu geringe Personalbestände bei der Stellwerksbesetzung seit 2023 massiv be-
merkbar. Strecken müssen zeitweise vollständig gesperrt werden, viele Züge müssen 
über längere Zeiträume ausfallen oder Umwege fahren. Die Ampel-Koalition bleibt passiv, 
die Bundesnetzagentur droht Zwangsgelder an für den Fall einer Verfehlung der selbstge-
setzten DB-Ziele zur Nachführung zusätzlich ausgebildeten Personals. Die DB verfehlt 
erste Wegmarken. 
 
Die Tatsache, dass sich die Spitze des Verkehrsministeriums in Eisenbahnfragen drei 
Jahre lang fast ausschließlich mit der DB und nicht der gesamten Branche austauscht, 
unterstreicht den Mangel an Gleichbehandlung. In die Aufsichtsräte der neu gebildeten 
DB InfraGO AG und des DB-Konzerns werden erneut keine Vertreter:innen der Branche 
und der Kunden berufen.  
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EU-Beihilfeverfahren/DB Cargo 
2022 eröffnete die EU-Kommission wegen nicht-genehmigter Beihilfen ein Beihilfeverfah-
ren gegen die DB Cargo. 2024 dann der Entschluss: der Gewinnabführungs- und Ver-
lustübernahmevertrag der DB AG mit der DB Cargo ist eine staatliche Beihilfe und darf ab 
2025 nicht mehr gelten. Rückwirkend wurden die Verlustübernahmen von 2012 bis 
2024 als Restrukturierungshilfe legalisiert. Nach den Auflagen der EU-Kommission muss 
die DB Cargo bis Ende 2026 rentabel werden. Die Details der Auflagen sind weiterhin 
nicht öffentlich bekannt. 
 
Vorrang für versorgungskritische Verkehre 
Nach Ausbruch der kriegsbedingten Energieversorgungskrise schaffte das Bundesver-
kehrsministerium auf Wunsch des Bundeswirtschaftsministeriums mit großem Aufwand 
und PR eine Regelung, mit der Energietransporte auf der Schiene bevorzugt im Betrieb zu 
behandeln waren. Wie von der Branche von Beginn an gemutmaßt, gab es hierfür keinen 
realen Bedarf. Die zusätzlichen Herausforderungen im Transportbereich wurden von allen 
Güterbahnen ohne nennenswerte Probleme bewältigt.  
 
Paragraph 23 des AEG – ehemalige und vielleicht noch benötigte Eisenbahnflächen  
Insbesondere 2024 haben die Debatten um eine erneute Veränderung des § 23 AEG an 
Fahrt aufgenommen. Während die eine Seite auf die vereinfachte Umwidmung von Bahn-
flächen in Bauland drängt (vor allem von kommunaler Seite), wird an anderer Stelle be-
sonderer Schutz für mögliche Reaktivierungsstrecken und Serviceeinrichtungen gefor-
dert. Ein besserer Schutz solcher Flächen, die für einen wachsenden Schienenverkehr be-
nötigt werden, hatte die Ampel als eine ihrer wichtigsten Maßnahmen 2023 beschlossen. 
Nach einem informellen Kompromiss der Rot-Grünen Minderheitsregierung mit den Uni-
onsparteien sollte dies zum Teil rückabgewickelt werden. Entsprechende Gesetzesände-
rungen wurden in den letzten Sitzungswochen im Januar 2025 aber nicht mehr zur Ab-
stimmung gebracht. 
 
Stromsteuergesetz 
Im Rahmen des Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 wurde die Stromsteuer für be-
stimmte Unternehmen des produzierenden Gewerbes und der Forstwirtschaft für die 
Jahre 2024 und 2025 auf 0,50 Euro/MWh abgesenkt. Allerdings gab es entgegen den 
dringenden Wünschen der Eisenbahnbranche keine Absenkung der Stromsteuer für Ei-
senbahnverkehrsunternehmen, die zwar keine Güter produzieren, sie aber klimafreund-
lich mit Strom von A nach B bringen.  


